An das

Amtsgericht/Landgericht XXXXXXX

Straße

Postleitzahl

– Zivilkammer –
XX. XXXXXX 2014

KLAGE
des Herrn/ der Frau 

Straße

Postleitzahl

– Kläger –

gegen

Bankname

Adresse

PLZ

– Beklagte –

wegen Forderung der Bearbeitungsgebühr aus ungerechtfertigter Bereicherung gem. § 812 Abs. 1 S. 1 Fall 1 BGB einschließlich der Nutzungsentschädigung gem. § 818 Abs. 1 BGB 
Streitwert:  XXX, XX  EUR  zuzüglich der Nutzungsentschädigung ab dem Darlehensvertrag bis zum XX. Dezember 2014 i.H.v. ca. XX, XX EUR
Ich erhebe Klage mit den Anträgen,  
1. die Beklagte zu verurteilen, an den Kläger XXX, XX EUR (Bearbeitungsgebühr) nebst Verzugszinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz seit dem X. XXXX 20XX (Beginn des Darlehensvertrages) gem. § 247 BGB und die tatsächlich gezogenen Nutzungen gem. § 818 Abs. 1 BGB (ca. XX, XX EUR) zu zahlen und falls auch der effektive Jahreszins aus dem Kreditvertrag die Summe der Bearbeitungsgebühr einkalkuliert hat, diese wieder zurückzuzahlen; 
2. der Beklagten die Kosten des Rechtsstreits aufzuerlegen; 
3. das Urteil – notfalls gegen Sicherheitsleistung – für vorläufig vollstreckbar zu erklären; 
4. hilfsweise – für den Fall des Unterliegens – dem Kläger Vollstreckungsschutz zu gewähren. 
Es wird angeregt, frühen ersten Termin zur mündlichen Verhandlung zu bestimmen, da das außergerichtliche Verhalten der Beklagten nahe legt, dass diese sich der begründeten Verpflichtung zur Rückzahlung der Bearbeitungsgebühr entziehen möchte und das vorliegende Verfahren zur zeitlichen Verzögerung nutzen wird. Es wird insoweit auf die nachfolgenden Ausführungen in der Sache und auf die Anlagen verwiesen.   
Soweit das erkennende Gericht gleichwohl das schriftliche Vorverfahren anordnet, wird beantragt, der Beklagten für den Fall der Versäumung der Frist zur Anzeige der Verteidigungsbereitschaft nach § 276 Abs. 1 S. 1 ZPO entsprechend der Bestimmung des                § 331 ZPO durch Versäumnisurteil im schriftlichen Verfahren zu verurteilen. 

Soweit die Beklagte den Klageanspruch anerkennt, wird gebeten, gemäß der gesetzlichen Regelung in § 307 ZPO von Amts wegen durch Anerkenntnisurteil zu entscheiden und eine vollstreckbare Ausfertigung nebst Zustellbescheinigung zu übersenden.   

Zur Klagebegründung wird Folgendes ausgeführt:  
Mit der vorliegenden Klage möchte der Kläger seinen Herausgabeanspruch der Bearbeitungsgebühr geltend machen.
Seit dem XX. XXXX 20XX versucht der Kläger die an die Beklagte entrichtete – laut Darlehensvertrag vereinbarte – Bearbeitungsgebühr heraus zu verlangen. 
Die Parteien haben am XX. XXXXX 20XX einen Darlehensvertrag über XXXXXX EUR 
· nebst Zinsen in Höhe von X, XX  % PA XXXX, XX EUR, 

· einem Versicherungsbetrag i.H.v. XXX, XX EUR und

· einer Bearbeitungsgebühr i.H.v. XXX, XX EUR  geschlossen. 
Die Daten des Darlehensvertrages:

	Darlehensnehmer:
	

	Kontonummer:
	

	BLZ
	

	Referenznummer:
	

	Kundennummer:
	


Der Vertrag hatte eine Laufzeit von XX Monaten (XX Raten je XXX, XX EUR ab dem XX. XXXX 20XX und die XX Rate je XXX, XX EUR für den XX. XXXX 20XX). 
Das Darlehen wurde am XX. XXXX 20XX ausgezahlt und am XX. XXXX 20XX vollständig durch den Kläger an die Beklagte – wie vertragsgemäß vereinbart – zurückgezahlt.
Beweis: Schriftlicher Darlehensvertrag vom XX. XXXX 20XX (Anlage 1)

Beweis: Darlehensrückzahlung erfolgreich erfolgt am XX. XXXX 20XX  (Anlage 7)

Beweis: Schriftverkehr zwischen Beklagte und Kläger (Anlage 2 – 14)

Der letztmalige Anspruch des Klägers vom XX. XXXXX 20XX gegenüber den Beklagten stützt sich auf das Urteil des BGH vom 13. Mai 2014 (Az.: XI ZR 405/12 und XI ZR 170/13) und auf das Urteil des BGH vom 28. Oktober 2014 (Az.: XI ZR 17/14 und XI ZR 348/13).
Beweis: Schreiben vom XX. XXXX 20XX (Anlage 14)
Das Urteil des BGH vom 13. Mai 2014 erklärte laufzeitunabhängige Entgelte als Preisabreden, die einer Inhaltskontrolle gem. § 307 Abs. 3 S. 1 BGB bedürfen. Im Rahmen seiner Grundsatzentscheidung hat der BGH Bearbeitungsgebühren damit für unzulässig erklärt: die Bearbeitung des Darlehensvertrages stelle keine gesonderte (eine über die Hauptleistung der Bank aus dem Darlehensvertrag hinausgehende) Leistung für den Kunden dar. Die Prüfung der Bonität der Kunden, die Vertragserstellung, die Auszahlungskontrolle oder die Sicherstellung der Darlehensvaluta, stellen keine Sonderleistung für den Kunden dar; es handelt sich vielmehr um Tätigkeiten im Vermögensinteresse und im Rahmen der Erfüllung der Hauptpflicht aus dem Darlehensvertrag der Bank als Darlehensgeber. 
Nach der Rechtsprechung ist allgemein anerkannt unzulässig, Arbeiten in AGB zu „bepreisen“, wenn diese keine Diensthandlung für den Kunden darstellen, sondern vom Verwender – hier von der Bank – im eigenen Interesse durchgeführt werden. Ohnehin decken Banken ihre Kosten für die Kreditbearbeitung- und -auszahlung durch den Zins, den sie laufzeitabhängig bemessen (vgl. § 488 Abs. 1 S. 2 BGB). Die darüber hinausgehende zusätzliche Erhebung von Bearbeitungsgebühren seitens der Kunden kann nicht verlangt werden. 

Danach sind bereits entrichtete oder noch zu entrichtende Bearbeitungsgebühren im Rahmen der Darlehensrückzahlung und darüber hinaus gezogenen Nutzen unverzüglich herauszugeben. Der Herausgabeanspruch resultiert aus § 812 Abs. 1 S. 1 Fall 1 BGB, wonach die Beklagte die Bearbeitungsgebühren durch die Leistung i.H.v. XXX, XX EUR  des Klägers nach dem Urteil des BGH ohne Rechtsgrund erlangt hat. 

Ferner wird unter den über die Bearbeitungsgebühr hinaus gezogenen Nutzen nach dem BGH Urteil  (Az. XI ZR 212/10) vom 7. Juni 2010 der Anspruch auf Erstattung der von der Bank aus den ohne Rechtsgrund vereinnahmten Zinsbeträgen gezogenen Nutzungen gem. § 818 Abs. 1 BGB verstanden, die auch heraus verlangt werden.

Laut dem Darlehensvertrag vom XX. XXXX 20XX hat die Beklagte die Bearbeitungsgebühr ohne rechtlichen Grund durch den Kläger erlangt. Die Klausel in dem Darlehensvertrag bzgl. der Erhebung von Bearbeitungsgebühren ist unwirksam, wie das BGH bereits mit seinem Urteil vom 13. Mai 2014 (Az. XI ZR 170/13 und XI ZR 405/12) diese gem. § 307 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 2 Nr. 1 BGB für unwirksam erklärt hatte (s.o.). 

Danach sind Kreditinstitute zur Herausgabe tatsächlich gezogener Nutzungen nach § 818 Abs. 1 BGB verpflichtet, soweit ihnen Vermögenswerte – wie in diesem Fall – rechtsgrundlos zugeflossen sind, die sie wirtschaftlich nutzen konnten. Ist – wie hier – Geld der Gegenstand eines Anspruches aus ungerechtfertigter Bereicherung, sind die tatsächlich erlangten Zinsen seit der Entstehung des Anspruches herauszugeben. Das wäre im vorliegenden Fall seit dem Vertragsschluss, folglich seit dem XX. XXXX 20XX.

Dabei entspricht es der Lebenserfahrung, dass Kreditinstitute vereinnahmte Gelder zinsbringend anlegen. Die Höhe der Bearbeitungsgebühr wird mit fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz gem. § 288 Abs. 1 BGB i.S.d. von Nutzungszinsen nach § 818 Abs. 1 BGB verzinst. 
Da der Darlehensvertrag am XX. April 20XX abgeschlossen ist, wäre er nach den allgemeinen Verjährungsregelungen verjährt.
Dies sah auch die Beklagte mit ihrem Schreiben vom XX. XXXX 20XX so, in dem sie dem Kläger schrieb, dass sie dem Erstattungsanspruch des Klägers nicht entsprechen kann, weil der Rückforderungsanspruch verjährt ist. Andere Gründe hat die Beklagte nicht angeführt, sodass sie grundsätzlich nach dem o.g. Schreiben dem Anspruch nicht mehr widersprach, sondern den Anspruch an der Verjährung scheitern ließ (Anlage 11).

Hierbei wird nun auf das Urteil des BGH vom 28. Oktober 2014 (Az.: XI ZR 17/14 und XI ZR 348/13) Bezug genommen. Nach dem Urteil hat der BGH festgelegt, dass bereicherungsrechtliche Ansprüche gem. § 195 BGB in drei Jahren verjähren, wobei die Verjährungsfrist mit dem Schluss des Jahres beginnt, in dem der Anspruch entstanden ist und der Gläubiger von den den Anspruch begründenden Umständen Kenntnis erlangt hat oder ohne grobe Fahrlässigkeit erlangen musste (§ 199 Abs. 1 BGB). 

Der Gläubiger eines Bereicherungsanspruchs aus § 812 Abs. 1 Satz 1 Fall 1 BGB hat Kenntnis von den anspruchsbegründenden Umständen, wenn er von der Leistung und den Tatsachen weiß, aus denen sich das Fehlen des Rechtsgrundes ergibt. Nicht erforderlich ist hingegen in der Regel, dass er aus den ihm bekannten Tatsachen die zutreffenden rechtlichen Schlüsse zieht. Ausnahmsweise kann aber die Rechtsunkenntnis des Gläubigers den Verjährungsbeginn hinausschieben, wenn eine unsichere und zweifelhafte Rechtslage vorliegt, die selbst ein rechtskundiger Dritter nicht in einem für die Klageerhebung ausreichenden Maße einzuschätzen vermag. Das gilt erst recht, wenn der Durchsetzung des Anspruchs eine gegenteilige höchstrichterliche Rechtsprechung entgegensteht. In einem solchen Fall fehlt es an der Zumutbarkeit der Klageerhebung als übergreifender Voraussetzung für den Verjährungsbeginn. Angesichts des Umstands, dass Bearbeitungsentgelte in "banküblicher Höhe" von zuletzt bis zu 2 % von der älteren Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs gebilligt worden waren, war Darlehensnehmern vorliegend die Erhebung einer Rückforderungsklage erst zumutbar, nachdem sich im Laufe des Jahres 2011 eine gefestigte oberlandesgerichtliche Rechtsprechung herausgebildet hatte, die Bearbeitungsentgelte in Allgemeinen Geschäftsbedingungen beim Abschluss von Verbraucherdarlehensverträgen missbilligte. Seither musste ein rechtskundiger Dritter billigerweise damit rechnen, dass Banken die erfolgreiche Berufung auf die ältere Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs künftig versagt werden würde. 

Ausgehend hiervon sind derzeit nur solche Rückforderungsansprüche verjährt, die vor dem Jahr 2004 entstanden sind, sofern innerhalb der absoluten - kenntnisunabhängigen – 10 jährigen Verjährungsfrist des § 199 Abs. 4 BGB vom Kreditnehmer keine verjährungshemmenden Maßnahmen ergriffen worden sind.

Im vorliegenden Fall wurde der Darlehensvertrag im Jahre 20XX abgeschlossen, sodass der bereicherungsrechtliche Anspruch nach dem Jahr 2004 entstanden ist. Mithin resultiert daraus, dass der Bereicherungsanspruch noch nicht verjährt ist und erst zum 31. Dezember 2014 verjährt, weil die Verjährung erst im Jahre 2011 beginnen konnte zu laufen.

Der Kläger hat in seinem Schreiben vom XX. XXXXX 20XX an die Beklagte dieses Urteil zitiert, jedoch blieb eine Reaktion seitens der Beklagten aus (Anlage 14). 

Ein Anruf fand daher seitens des Klägers statt, um eine außergerichtliche Einigung zu finden, doch aufgrund der Überarbeitung der Beklagten, kann erst eine Antwort frühestens im nächsten Jahr zu erwarten sein. Mithin dann, wenn die Verjährung eingetreten ist.
Eine Güteverhandlung erscheint aus der Sicht des Klägers aussichtslos, da die Beklagte nicht bereit ist, auf die begründete Rückzahlung der Bearbeitungsgebühr zeitnah einzugehen. Auch die vor der Klageerhebung versuchte Einigung scheiterte, da das Schreiben des Klägers vom XX. XXXX 20XX noch in Bearbeitung war und der Kläger durch den Kundendienst der Beklagten darauf verwiesen wurde, dass erst im nächsten Jahr eine Antwort auf das Schreiben zu erwarten ist, folglich dann, wenn die Verjährung eingetreten ist.

Um die unverzügliche Zustellung der Klage wird gebeten. Der geforderte Gerichtsvorschuss wird mit Klageerhebung gezahlt.
Gegen eine Entscheidung durch einen Einzelrichter gem. § 253 Abs. 3 Nr. 3 ZPO sind keine Gründe ersichtlich.

Sofern das Gericht in der einen oder anderen Frage noch weiteren Sachvortrag oder weiter Beweisangebote für erforderlich hält, bitte ich höflichst um einen richterlichen Hinweis gem. § 139 ZPO.
	
	
	

	Ort, Datum
	
	Unterschrift: Vorname Name
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